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4l6

Diese Klagen waren aber ohne Erfolg, indem das Di«
firikrsgericht daö Gutachten zur Vertheilung bestätigte.

Aus dieshin und »ach in Kraft erwachsenem Urtheil
würbe mit B. Quartiennstr. Spitteler von Hottingen,
Distr. Zürich, zu Ausmessung und Vertheilung dieser

Waldung den 8. Oct. 1800 ein Accord getroffen, und"
demselben für diese Verrichtung ;oo st. versprochen.

Ungesäumt unternahm B. Spitteler diese Ausmessung

und würde dieselbe und die Vertheilung sogleich endlich

berichtiget haben, wenn er nicht durch eine ihn über-

fallene Krankheit, nachdem die halbe Ausmessung bereis

erfolget war, an der Fortsetzung verhindert worden
wäre, und die Arbeit bis auf das Frühiahr verschoben

werden mußte, da unterdessen das Gesetz vom 1; Dec.

igoo erschien, weiches in dem zte» Art. alle und jede

Vertheilung i>on Gcmeindwaidunge» untersagt.

In dieser Lage und da die Gemeinde Volkartschwyl
dem B. Spitteler auf sein accordmäßiges Verding be.

rcits ,zo fl. bezahlt hat, auch im Fall seyn wird, die

übrige Bezahlung zu leisten, und in der Betrachtung,
daß diese Vertheilung längst vor dem vbgedachten Gesetz

angefangen worden ist, und dieselbe ohne die eingefallene

Krankheit des B. Spittclers zu ihrer Erfüllung gekom,

men wäre, hoffet die Gemeinde Volkartschwyl, der

gefttzgeb. Rath werde ihr ihre Bitte gewähren, und die

angefangene Vertheilung nach dem Vorschlag vollen,

de» lassen.

Ihre Finanz-Commißion findet nun in diesem beson-

dcrn Fall, nach dem Grundsatz, daß kein Gesetz eine

rükwirkende Kraft haben solle: es könnte der Gemeinde

Volkartschwyl in ihrem Begehren, wo nicht zum Ganzen,

dennoch zum Theil entsprochen werden; — fie hat dem-

nach die Ehre, Ihnen B. G. den folgenden Decretsvoc-

schlag zur beliebigen Genehmigung oder Abänderung

vorzuschlagen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Kleine Schriften.
Ueber Grundsätze der gesellschaftl!»

chen Verbindungen. 8. (A r an > 8 0 >.)

Bogen mit den Seitenzahlen 47 bis ;8 be«

zeichnet.

Der Aufsatz verräth einen Scldstdenker und einen hel-

len Kopf, dabey scheint er uns jedoch etwas flüchtig hin-
geworffen und derjenigen Bestimmtheit und Klarheit,
die die Mittheilung abstrakter Begriffe erheischt, hin und

wieder zu mangeln. Die Menschen — sagt der Vf. —
treten gesellschaftlich zusammen, um stch Einigkeit und
Seelenruhe über die Bestimmung und den Zweck ihres
Sevns und einen so viel möglich damit verbundenen,
frohen und sicheren Lebensgenuß, durch gegenseitige Be«
lchrung und Unterstützung zu erwerben. Der Wille der
Gesellschastsgliedcr muß seyn, die Mittel zu Erreichung
dieses Zweckes in Thätigkeit zu setzen ; dieser Wille mug
also als Zweck allen Gesetzen zu Grunde liegen. Der
Staatsbürger ist in Bezug auf diese Grundsätze, in reli»
gioscr, politischer und bildender Hinsicht zu betrachten.
»Der bildende Theil des Menschen ward unseliger
Weise bisdahin gemeinschaftlich den Priestern und Ne«

genlcn anvertraut, und als politischer Gegenstand zu
nichts, wie zur Erhaltung ihrer politischen Existenz be«

„uzt."— „Der Mensch in seinen religiösen Verhältnis!
sen betrachtet, hat das Recht, sich durch diejenige Glau«
bensrneinung seine Seelenruhe über den Zweck seiner
Bcstimmungzu begründen, welche ihm die vollkomenste
Befriedigung gewährt. Das Resultat hievon ist das
Recht der ungestörten Glaubens oder Gewissensfreyheit.
Folglich sollen: Glaubenslchrer so wie Corporationen
von Glaubenslehrern, sich keine Macht oder Gewalt ir,
gend einer Art anmassen können oder dörffen. Ihre
Macht beruhet bloß auf der Kraft innere Ueberzeugung
zu bewürken, und dem Menschen seine Seelenruhe zu
begründen ; ihr ganzes Bestreben soll dahin gehen, Men.
sehenwürde zu erhöhen, reine Gottesverehrung, Toleranz
und Bruderliebe in Mmschenberzen zu legen. — Jeder
Gewallanmassung, Glaudensmeinungen aufzudringen,
sollen Schranken gcstzt werben. — Keinen Glaubens,
Meinungen sollen Hindernisse in Weg gelegt werden kön,

nen, in welchen mehrere ob/r einzelne Glieder Beruht,
guug zu finden hoffen. " — »Das Recht der persönli,
chen Freyheit, alle zweckmäßigen Handlungen ausüben

zu dürfen, die uns frohe» Lebensgenuß unbeschadet uü»

srer Mitmenschen gewähren, fodcrt, so wie das Recht
der persönliche» Gleichheit,Handhabung in der Ausübung
aller feiner Theile durch das Gesetz. " » Das Recht der

Freyheit, alle Mittel anwenden zu dürfen, um sowohl
seine thierische wie geistige Bildung ununterbrochen zu
erhöhen (versteht sich unbeschadet unserer Mitmenschen)

fordert als Gesetz: Unbeschränkte Schreib- und Preß,
sreyhcit, insofern Namcnsuntcrschrift da ist; — daß

bey jeder öffentlichen Erziehung, sie sey körperlich oder

geistig, keine Einmischung von Glaubensineiiiungen jr.
gend einer Art sta't habe, sonvern baß diese nach Bedör.

sen für sich behandelt werden. "
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